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Inflationsausgleichsprämie und 
weitere Entlastungen 
Entlastungspakete
Mit weiteren Entlastungspaketen sol-
len Bürgerinnen und Bürger Finanzhil-
fen für die anhaltend hohe Inflation und 
die hohen Energiekosten erhalten. Bis zu  
€ 65 Mrd. will die Bundesregierung hierzu 
bereitstellen. Wesentlicher Inhalt des Ent-
lastungspakets ist die Abmilderung der 
Besteuerung von Lohn- und Gehaltserhö-
hungen, welche lediglich dem Inflations-
ausgleich dienen. Details zur Inflationsbe-
reinigung des progressiven Steuertarifs 
werden in einem eigenen Inflationsaus-
gleichsgesetz geregelt. Dieses befindet 
sich derzeit im Gesetzgebungsverfahren.

Steuerfreie Inflationsausgleichsprämie
Im Entwurf eines Gesetzes zur temporä-
ren Senkung des Umsatzsteuersatzes auf 
Gaslieferungen über das Erdgasnetz ist in 
§ 3 Nr. 11c Einkommensteuergesetz/EStG 
die Möglichkeit für Unternehmen enthal-
ten, jedem Arbeitnehmer eine Prämie von 
einmalig bis zu € 3.000,00 steuerfrei und 
sozialabgabenfrei auszuzahlen. Die Leis-
tungen können in Form von Geld- oder 
Sachbezügen erfolgen. 

Midijob-Grenze
Mit einer Anhebung der Midijob-Grenze 

von € 1.300,00 auf € 2.000,00 sollen 
Arbeitnehmer mit einem monatlichen Ein-
kommen bis zu dieser Höhe eine Entlas-
tung bei den Beiträgen zur Sozialversi-
cherung erhalten. 

Kurzarbeitergeld
Die während der Coronapandemie ein-
geführten Sonderregelungen zum Kurz-
arbeitergeld wurden über den 30.9.2022 
hinaus verlängert. 

Homeoffice-Regelung dauerhaft
Die mit der Coronapandemie eingeführte 
Homeoffice-Regelung soll entfristet und 
somit dauerhaft gelten. Arbeitnehmer, 
die zu Hause arbeiten und kein eigenes 
Arbeitszimmer haben, können damit auch 
im kommenden Jahr pro Homeoffice-Tag 
€ 5,00, maximal bis € 600,00 pro Jahr 
steuerlich geltend machen. 

Weitere geplante Entlastungen
Studierende sollen eine Einmalzahlung 
von € 200,00 erhalten. Außerdem soll der 
Kreis der Wohngeldberechtigten auf zwei 
Millionen Empfänger erweitert werden. 
Diskutiert wird ferner über eine Strom-
preisbremse.

Sozialversicherungs 
rechengrößen 2023 
Beitragsbemessungs- und Versiche-
rungspflichtgrenzen 2023
Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales/BMAS hat den Entwurf der So-
zialversicherungs-Rechengrößenver-
ordnung 2023 vorgelegt. Die Verord-
nung legt die Beitragsbemessungs- und 
Versicherungspflichtgrenzen in der ge-
setzlichen Sozialversicherung für das 
neue Jahr fest. Berechnungsgrundlage ist 
die Veränderung der Bruttolöhne und -ge-
hälter der Arbeitnehmer im vorangegan-
genen Jahr 2021.

Renten- und Arbeitslosenversicherung
Die monatliche Beitragsbemessungs-
grenze in der allgemeinen Renten- und 
Arbeitslosenversicherung (West) für 2023 
beträgt danach € 7.300,00/Monat bzw.  

€ 87.600,00/Jahr. Die Beitragsbemes-
sungsgrenze Ost wird auf € 7.100,00/ 
Monat bzw. € 85.200,00/Jahr angehoben. 

Gesetzliche Krankenversicherung
Die bundeseinheitlich geltende Versiche-
rungspflichtgrenze für die gesetzliche 
Krankenversicherung beträgt für 2023  
€ 66.600,00/Jahr bzw. € 5.550,00 monat-
lich. Die ebenfalls bundeseinheitlich gel-
tende Beitragsbemessungsgrenze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung 2023 
beträgt € 59.850,00.

Bezugsgröße
Die Bezugsgröße West beträgt € 3.395,00/
Monat. Die Bezugsgröße Ost wurde auf 
monatlich € 3.290,00 festgelegt.

Corona-Arbeits-
schutzverordnung  

Betriebliche Hygienekonzepte 
Seit Oktober gilt die neue Co-
rona-Arbeitsschutzverordnung. 
Die Verordnung enthält im 
Grunde keine neuen Maßnah-
men. Stattdessen leben die al-
ten Maßnahmen wieder auf. So 
sind die Arbeitgeber (erneut) 
verpflichtet, auf Basis einer be-
stimmten Gefährdungsbeurtei-
lung betriebliche Hygienekon-
zepte zu erstellen und die ent-
sprechenden Schutzmaßnah-
men umzusetzen. 

Anspruch auf Arbeiten von zu 
Hause aus
Arbeitgeber müssen innerhalb 
der Gefährdungsbeurteilung 
prüfen, ob einzelne Beschäftig-
te Tätigkeiten in ihrer Wohnung 
ausführen können. Dazu gehört 
auch die Prüfung einer Vermin-
derung betriebsbedingter Per-
sonenkontakte, beispielsweise 
durch Reduzierung der gleich-
zeitigen Nutzung von Räumen – 
etwa durch Homeoffice. Dies gilt 
unter der Voraussetzung, dass 
keine betriebsbedingten Grün-
de entgegenstehen. 

Weitere Pflichten
Arbeitgeber müssen ferner auf 
die Umsetzung der „AHA+L-Re-
gel“ (Abstand, Hygiene, Alltags-
maske plus Lüften) an den Ar-
beitsplätzen regelmäßig kon-
trollieren. Idealerweise sollte 
in Arbeitsräumen ein Durchzug 
durch Querlüften erreicht wer-
den. Eine Maskenpflicht sollte 
überall dort gelten, wo techni-
sche und organisatorische Maß-
nahmen zum Infektionsschutz al-
lein nicht ausreichen. Außerdem 
sollten für alle in Präsenz arbei-
tenden Beschäftigten Testange-
bote bestehen.

Zeitlicher Geltungsbereich
Die Corona-Arbeitsschutzver-
ordnung gilt voraussichtlich bis 
7.4.2023. 
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Hinzuschätzung bei GmbH 
Bargeldverkehrsrechnungen
Die Vermögenszuwachsrechnung und die Geldverkehrsrech-
nung, eine Variante der Vermögenszuwachsrechnung, ist in der 
Außenprüfungspraxis die wirksamste und zuverlässigste Revisi-
onsmethode zur Widerlegung der Beweiskraft der Buchführung. 
Sie basiert auf der Tatsache, dass kein Steuerpflichtiger mehr 
Geldmittel ausgeben kann, als er offiziell an versteuerten Ein-
künften eingenommen hat. Die Stärke von Vermögenszuwachs- 
und Geldverkehrsrechnungen liegt in der Erfassung von priva-
ten Vermögensveränderungen und des privaten Verbrauchs, in 
den ja bekanntlich der Großteil aller Schwarzgelder fließt. Die 
Vermögenszuwachs- bzw. Geldverkehrsrechnung ist eine Geld-
flussrechnung. Sie stellt den betrieblichen und/oder privaten 
Geldverkehr kontomäßig als Einnahmen-Ausgaben-Rechnung 
dar. Den Einnahmen entsprechen dabei die verfügbaren Mittel, 
die Ausgaben werden in Form der Mittelverwendung erfasst. 
Führt eine Bargeldverkehrsrechnung zu signifikanten Unterde-
ckungsbeträgen, weil die Mittelverwendung erheblich höher ist 
als die verfügbaren Mittel, berechtigt dies den Außenprüfer zur 
Vornahme von Hinzuschätzungen. 

Bargeldverkehrsrechnung bei GmbH-Gesellschafter
In einem konkreten Fall, den das Finanzgericht/FG Münster zu 
entscheiden hatte (Urteil vom 18.5.2022, 10 K 261/17 K,U), 
führte eine Bargeldverkehrsrechnung beim Alleingesellschafter 
einer GmbH zu Höchstfehlbeträgen. Das Finanzamt ordnete die 
Fehlbeträge als Mehreinnahmen der GmbH zu und behandelte 
die Differenzen zugleich als verdeckte Gewinnausschüttungen 
an den Alleingesellschafter der GmbH.

Keine Schätzungsbefugnis
Das FG entschied jedoch, dass eine beim Gesellschafter einer 
GmbH durchgeführte Bargeldverkehrsrechnung nicht zu einer 
Schätzungsbefugnis bei der GmbH führt. Denn nach Ansicht 

der Richter kann das Finanzamt nicht einfach unterstellen, dass 
eine Kapitalgesellschaft bei ungeklärten Vermögenszuwächsen 
bei einem Gesellschafter nicht erfasste Betriebseinnahmen in 
gleicher Höhe erzielt hat. Es kann nämlich auch sein, dass der 
Gesellschafter die Einnahmen im Rahmen von Eigengeschäf-
ten erzielt hat und nicht im Namen und auf Rechnung der Ge-
sellschaft.

  Fazit
Steuerunregelmäßigkeiten bei einem GmbH-Gesellschafter dür-
fen nicht zu nachteiligen Schlüssen bei der GmbH und auch 
nicht bei den übrigen Gesellschaftern führen. Gegen dieses 
Urteil ist die Revision zugelassen. 

Lohnsteuer-Freibeträge 2022 fristgemäß beantragen 

Lohnsteuer-Freibeträge auf Antrag
Arbeitnehmer sollten zur Vermeidung eines zu hohen Lohn-
steuereinbehalts bis 30.11. prüfen, ob sie beim Finanzamt zu-
sätzliche Lohnsteuerfreibeträge in der ELStAM-Datenbank ein-
tragen lassen können. Der Arbeitgeber muss in diesen Fällen 
die Lohnsteuer inklusive der eingetragenen Freibeträge ermit-
teln. Ein entsprechender Antrag auf amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck gestellt werden und muss vom Arbeitnehmer eigen-
händig unterschrieben werden (§ 39a Abs. 2 Einkommensteu-
ergesetz/EStG).

Freibeträge 
Eintragen lassen können sich Arbeitnehmer einen Freibetrag u. 
a. für Werbungskosten, soweit diese den Arbeitnehmer-Pausch-
betrag überschreiten, für Sonderausgaben oder für außerge-
wöhnliche Belastungen. Für bestimmte Aufwendungen, wie u. a. 
für Unterhaltsleistungen oder Kinderbetreuungskosten, können 
Freibeträge nur beantragt werden, wenn die Aufwendungen  
€ 600,00 (bei Ehegatten € 1.200,00) überschreiten (§ 39a Abs 

2 EStG). Die Werbungskosten sind bei Antragstellung glaubhaft 
zu machen. Bei Folgeanträgen entfällt im Regelfall das Erforder-
nis der Glaubhaftmachung, sofern höchstens die Berücksich-
tigung eines Freibetrags aus dem Vorjahr beantragt wird und 
der Steuerpflichtige versichert, dass sich die Verhältnisse nicht 
wesentlich geändert haben.

Bereits berücksichtigte Freibeträge
Im Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigt werden von Amts 
wegen u. a. Kinderfreibeträge, die Pauschbeträge für behinder-
te Menschen und Hinterbliebene oder der Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende. 

Geltungsdauer
Arbeitnehmer können den Antrag auf Bildung eines Freibetrags 
für einen Zeitraum von längstens 2 Kalenderjahren beantragen. 
Eingetragene Freibeträge, die bis 30.11.2022 beantragt wer-
den, gelten so mit Wirkung ab dem 1.1.2022 und längstens 
bis 31.12.2023.
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Inflationsausgleichsprämie und 
weitere Entlastungen 
Entlastungspakete
Mit weiteren Entlastungspaketen sol-
len Bürgerinnen und Bürger Finanzhil-
fen für die anhaltend hohe Inflation und 
die hohen Energiekosten erhalten. Bis zu  
€ 65 Mrd. will die Bundesregierung hierzu 
bereitstellen. Wesentlicher Inhalt des Ent-
lastungspakets ist die Abmilderung der 
Besteuerung von Lohn- und Gehaltserhö-
hungen, welche lediglich dem Inflations-
ausgleich dienen. Details zur Inflationsbe-
reinigung des progressiven Steuertarifs 
werden in einem eigenen Inflationsaus-
gleichsgesetz geregelt. Dieses befindet 
sich derzeit im Gesetzgebungsverfahren.

Steuerfreie Inflationsausgleichsprämie
Im Entwurf eines Gesetzes zur temporä-
ren Senkung des Umsatzsteuersatzes auf 
Gaslieferungen über das Erdgasnetz ist in 
§ 3 Nr. 11c Einkommensteuergesetz/EStG 
die Möglichkeit für Unternehmen enthal-
ten, jedem Arbeitnehmer eine Prämie von 
einmalig bis zu € 3.000,00 steuerfrei und 
sozialabgabenfrei auszuzahlen. Die Leis-
tungen können in Form von Geld- oder 
Sachbezügen erfolgen. 

Midijob-Grenze
Mit einer Anhebung der Midijob-Grenze 

von € 1.300,00 auf € 2.000,00 sollen 
Arbeitnehmer mit einem monatlichen Ein-
kommen bis zu dieser Höhe eine Entlas-
tung bei den Beiträgen zur Sozialversi-
cherung erhalten. 

Kurzarbeitergeld
Die während der Coronapandemie ein-
geführten Sonderregelungen zum Kurz-
arbeitergeld wurden über den 30.9.2022 
hinaus verlängert. 

Homeoffice-Regelung dauerhaft
Die mit der Coronapandemie eingeführte 
Homeoffice-Regelung soll entfristet und 
somit dauerhaft gelten. Arbeitnehmer, 
die zu Hause arbeiten und kein eigenes 
Arbeitszimmer haben, können damit auch 
im kommenden Jahr pro Homeoffice-Tag 
€ 5,00, maximal bis € 600,00 pro Jahr 
steuerlich geltend machen. 

Weitere geplante Entlastungen
Studierende sollen eine Einmalzahlung 
von € 200,00 erhalten. Außerdem soll der 
Kreis der Wohngeldberechtigten auf zwei 
Millionen Empfänger erweitert werden. 
Diskutiert wird ferner über eine Strom-
preisbremse.

Sozialversicherungs 
rechengrößen 2023 
Beitragsbemessungs- und Versiche-
rungspflichtgrenzen 2023
Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales/BMAS hat den Entwurf der So-
zialversicherungs-Rechengrößenver-
ordnung 2023 vorgelegt. Die Verord-
nung legt die Beitragsbemessungs- und 
Versicherungspflichtgrenzen in der ge-
setzlichen Sozialversicherung für das 
neue Jahr fest. Berechnungsgrundlage ist 
die Veränderung der Bruttolöhne und -ge-
hälter der Arbeitnehmer im vorangegan-
genen Jahr 2021.

Renten- und Arbeitslosenversicherung
Die monatliche Beitragsbemessungs-
grenze in der allgemeinen Renten- und 
Arbeitslosenversicherung (West) für 2023 
beträgt danach € 7.300,00/Monat bzw.  

€ 87.600,00/Jahr. Die Beitragsbemes-
sungsgrenze Ost wird auf € 7.100,00/ 
Monat bzw. € 85.200,00/Jahr angehoben. 

Gesetzliche Krankenversicherung
Die bundeseinheitlich geltende Versiche-
rungspflichtgrenze für die gesetzliche 
Krankenversicherung beträgt für 2023  
€ 66.600,00/Jahr bzw. € 5.550,00 monat-
lich. Die ebenfalls bundeseinheitlich gel-
tende Beitragsbemessungsgrenze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung 2023 
beträgt € 59.850,00.

Bezugsgröße
Die Bezugsgröße West beträgt € 3.395,00/
Monat. Die Bezugsgröße Ost wurde auf 
monatlich € 3.290,00 festgelegt.

Corona-Arbeits-
schutzverordnung  

Betriebliche Hygienekonzepte 
Seit Oktober gilt die neue Co-
rona-Arbeitsschutzverordnung. 
Die Verordnung enthält im 
Grunde keine neuen Maßnah-
men. Stattdessen leben die al-
ten Maßnahmen wieder auf. So 
sind die Arbeitgeber (erneut) 
verpflichtet, auf Basis einer be-
stimmten Gefährdungsbeurtei-
lung betriebliche Hygienekon-
zepte zu erstellen und die ent-
sprechenden Schutzmaßnah-
men umzusetzen. 

Anspruch auf Arbeiten von zu 
Hause aus
Arbeitgeber müssen innerhalb 
der Gefährdungsbeurteilung 
prüfen, ob einzelne Beschäftig-
te Tätigkeiten in ihrer Wohnung 
ausführen können. Dazu gehört 
auch die Prüfung einer Vermin-
derung betriebsbedingter Per-
sonenkontakte, beispielsweise 
durch Reduzierung der gleich-
zeitigen Nutzung von Räumen – 
etwa durch Homeoffice. Dies gilt 
unter der Voraussetzung, dass 
keine betriebsbedingten Grün-
de entgegenstehen. 

Weitere Pflichten
Arbeitgeber müssen ferner auf 
die Umsetzung der „AHA+L-Re-
gel“ (Abstand, Hygiene, Alltags-
maske plus Lüften) an den Ar-
beitsplätzen regelmäßig kon-
trollieren. Idealerweise sollte 
in Arbeitsräumen ein Durchzug 
durch Querlüften erreicht wer-
den. Eine Maskenpflicht sollte 
überall dort gelten, wo techni-
sche und organisatorische Maß-
nahmen zum Infektionsschutz al-
lein nicht ausreichen. Außerdem 
sollten für alle in Präsenz arbei-
tenden Beschäftigten Testange-
bote bestehen.

Zeitlicher Geltungsbereich
Die Corona-Arbeitsschutzver-
ordnung gilt voraussichtlich bis 
7.4.2023. 
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Hinzuschätzung bei GmbH 
Bargeldverkehrsrechnungen
Die Vermögenszuwachsrechnung und die Geldverkehrsrech-
nung, eine Variante der Vermögenszuwachsrechnung, ist in der 
Außenprüfungspraxis die wirksamste und zuverlässigste Revisi-
onsmethode zur Widerlegung der Beweiskraft der Buchführung. 
Sie basiert auf der Tatsache, dass kein Steuerpflichtiger mehr 
Geldmittel ausgeben kann, als er offiziell an versteuerten Ein-
künften eingenommen hat. Die Stärke von Vermögenszuwachs- 
und Geldverkehrsrechnungen liegt in der Erfassung von priva-
ten Vermögensveränderungen und des privaten Verbrauchs, in 
den ja bekanntlich der Großteil aller Schwarzgelder fließt. Die 
Vermögenszuwachs- bzw. Geldverkehrsrechnung ist eine Geld-
flussrechnung. Sie stellt den betrieblichen und/oder privaten 
Geldverkehr kontomäßig als Einnahmen-Ausgaben-Rechnung 
dar. Den Einnahmen entsprechen dabei die verfügbaren Mittel, 
die Ausgaben werden in Form der Mittelverwendung erfasst. 
Führt eine Bargeldverkehrsrechnung zu signifikanten Unterde-
ckungsbeträgen, weil die Mittelverwendung erheblich höher ist 
als die verfügbaren Mittel, berechtigt dies den Außenprüfer zur 
Vornahme von Hinzuschätzungen. 

Bargeldverkehrsrechnung bei GmbH-Gesellschafter
In einem konkreten Fall, den das Finanzgericht/FG Münster zu 
entscheiden hatte (Urteil vom 18.5.2022, 10 K 261/17 K,U), 
führte eine Bargeldverkehrsrechnung beim Alleingesellschafter 
einer GmbH zu Höchstfehlbeträgen. Das Finanzamt ordnete die 
Fehlbeträge als Mehreinnahmen der GmbH zu und behandelte 
die Differenzen zugleich als verdeckte Gewinnausschüttungen 
an den Alleingesellschafter der GmbH.

Keine Schätzungsbefugnis
Das FG entschied jedoch, dass eine beim Gesellschafter einer 
GmbH durchgeführte Bargeldverkehrsrechnung nicht zu einer 
Schätzungsbefugnis bei der GmbH führt. Denn nach Ansicht 

der Richter kann das Finanzamt nicht einfach unterstellen, dass 
eine Kapitalgesellschaft bei ungeklärten Vermögenszuwächsen 
bei einem Gesellschafter nicht erfasste Betriebseinnahmen in 
gleicher Höhe erzielt hat. Es kann nämlich auch sein, dass der 
Gesellschafter die Einnahmen im Rahmen von Eigengeschäf-
ten erzielt hat und nicht im Namen und auf Rechnung der Ge-
sellschaft.

  Fazit
Steuerunregelmäßigkeiten bei einem GmbH-Gesellschafter dür-
fen nicht zu nachteiligen Schlüssen bei der GmbH und auch 
nicht bei den übrigen Gesellschaftern führen. Gegen dieses 
Urteil ist die Revision zugelassen. 

Lohnsteuer-Freibeträge 2022 fristgemäß beantragen 

Lohnsteuer-Freibeträge auf Antrag
Arbeitnehmer sollten zur Vermeidung eines zu hohen Lohn-
steuereinbehalts bis 30.11. prüfen, ob sie beim Finanzamt zu-
sätzliche Lohnsteuerfreibeträge in der ELStAM-Datenbank ein-
tragen lassen können. Der Arbeitgeber muss in diesen Fällen 
die Lohnsteuer inklusive der eingetragenen Freibeträge ermit-
teln. Ein entsprechender Antrag auf amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck gestellt werden und muss vom Arbeitnehmer eigen-
händig unterschrieben werden (§ 39a Abs. 2 Einkommensteu-
ergesetz/EStG).

Freibeträge 
Eintragen lassen können sich Arbeitnehmer einen Freibetrag u. 
a. für Werbungskosten, soweit diese den Arbeitnehmer-Pausch-
betrag überschreiten, für Sonderausgaben oder für außerge-
wöhnliche Belastungen. Für bestimmte Aufwendungen, wie u. a. 
für Unterhaltsleistungen oder Kinderbetreuungskosten, können 
Freibeträge nur beantragt werden, wenn die Aufwendungen  
€ 600,00 (bei Ehegatten € 1.200,00) überschreiten (§ 39a Abs 

2 EStG). Die Werbungskosten sind bei Antragstellung glaubhaft 
zu machen. Bei Folgeanträgen entfällt im Regelfall das Erforder-
nis der Glaubhaftmachung, sofern höchstens die Berücksich-
tigung eines Freibetrags aus dem Vorjahr beantragt wird und 
der Steuerpflichtige versichert, dass sich die Verhältnisse nicht 
wesentlich geändert haben.

Bereits berücksichtigte Freibeträge
Im Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigt werden von Amts 
wegen u. a. Kinderfreibeträge, die Pauschbeträge für behinder-
te Menschen und Hinterbliebene oder der Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende. 

Geltungsdauer
Arbeitnehmer können den Antrag auf Bildung eines Freibetrags 
für einen Zeitraum von längstens 2 Kalenderjahren beantragen. 
Eingetragene Freibeträge, die bis 30.11.2022 beantragt wer-
den, gelten so mit Wirkung ab dem 1.1.2022 und längstens 
bis 31.12.2023.
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Zahlungstermine

November 2022

10. Umsatzsteuer mtl. für Oktober bzw. 
September mit Dauerfristverlänge-
rung bei Sondervorauszahlung 1/11 
Abschlag 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag, 
Kirchenlohnsteuer für Oktober

14. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer, Solidaritätszuschlag. 
Dies gilt nicht bei Barzahlung und 
Zahlung per Scheck.

24. Sozialversicherungsbeiträge  
November  
(Einreichung Beitragsnachweis)

25. Zusammenfassende Meldung 

28. Sozialversicherungsbeiträge  
November (Beitragszahlung)

Umzug ins Ausland 
Wohnsitz
In Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig ist, wer in Deutschland seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Auf die Staatsangehörigkeit kommt es dabei nicht 
an. Was unter „Wohnsitz“ oder „gewöhnlichem Aufenthalt“ zu verstehen ist, ergibt sich 
aus den einschlägigen Vorschriften der Abgabenordnung (§§ 8, 9 AO). Zur Begründung 
einer Steuerpflicht genügt eine Wohnung und es müssen Umstände vorliegen, die dar-
auf schließen lassen, dass diese Wohnung durch den Inhaber beibehalten und als sol-
che auch genutzt wird. 

Aufgabe des Wohnsitzes 
Die unbeschränkte Steuerpflicht endet mit Aufgabe des Wohnsitzes durch tatsächli-
ches Verlassen der Wohnung. Dabei besteht nach Auffassung des Finanzgerichts Ham-
burg die unbeschränkte Steuerpflicht bis zum Ablauf des Umzugstages fort (Urteil vom 
12.5.2022 5 K 141/18). Im Streitfall erhielt ein Arbeitnehmer die erste Tranche seiner 
Abfindung noch am Tag seines Umzugs gutgeschrieben. Der Arbeitnehmer flog am 
20.3.2003 um 14:35 Uhr von Hamburg über Frankfurt nach China. Am selben Tag er-
hielt er um 15:00 Uhr die erste Abfindungstranche auf seinem inländischen Konto gut-
geschrieben. Das Finanzamt nahm den Arbeitgeber für die Zahlung von Lohnsteuern 
auf diese Zahlung in Haftung. Gegen dieses Urteil wurde die Revision zugelassen.  

Reinvestitionsfristen erneut  
verlängert 
Investitionsabzugsbeträge
Kleine und mittlere Betriebe können für die künftige Anschaffung oder Herstellung ab-
nutzbarer beweglicher Güter des Anlagevermögens einen den steuerpflichtigen Ge-
winn mindernden Investitionsabzugsbetrag bilden. Die Wirtschaftsgüter müssen nor-
malerweise bis zum Ende des dritten auf das Wirtschaftsjahr des Abzugs folgenden 
Wirtschaftsjahres angeschafft bzw. hergestellt werden. Andernfalls ist die Investitions-
rücklage wieder aufzulösen.

Erneute Verlängerung
Mit dem Vierten Corona-Steuerhilfegesetz verlängerte der Gesetzgeber die Reinvesti-
tionsfristen um ein weiteres Jahr. Für alle ab 2017 gebildete Investitionsabzugsbeträ-
ge endet die Frist für die Anschaffung des entsprechenden Wirtschaftsguts, für das der 
Abzugsbetrag gebildet wurde, Ende 2023 (§ 52 Abs. 16 Satz 3,4,5 Einkommensteuer-
gesetz/EStG).

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Elektroauto- 
Umweltbonus 
2023/2024 
 
Förderung im Detail 
Der Bund fördert in 2023 ausschließ-
lich die Anschaffung von reinen Elektro- 
und Brennstoffzellenfahrzeugen mit ei-
ner Umweltprämie zwischen € 3.000,00 
und € 4.500,00. Die Prämienhöhe 
hängt vom Nettolistenpreis (NLP) ab. 
Bei einem NLP bis zu € 40.000,00 be-
trägt der Umweltbonus € 4.500,00. Für 
Fahrzeuge mit einem NLP von mehr als  
€ 40.000,00 bis zu € 65.000,00 redu-
ziert sich die Förderung auf € 3.000,00. 
Ab dem 1.9.2023 erhalten nur noch 
Privatpersonen den Umweltbonus. Für 
Plug-in-Hybridfahrzeuge wird die Förde-
rung zum 31.12.2022 eingestellt. 

Förderung ab 2024
Ab 2024 werden nur noch Elektro- und 
Brennstoffzellenfahrzeuge mit einem 
Nettolistenpreis von bis zu € 40.000,00 
mit einem Umweltbonus von € 3.000,00 
gefördert. Für höherpreisige Fahrzeuge 
gibt es keine Förderung mehr. Anspruch 
auf den Umweltbonus haben nur Privat-
personen.  
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